
Satzung des Vereins für Raumsport Übach- Palenberg Handball e.V. 
 
 

Präambel 
 

Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins 
zur freiheitlich demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik 

Deutschland und des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 

Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz 
religiöser, weltanschaulicher und ethnischer Toleranz und Neutralität. Der 

Verein wendet sich gegen Intoleranz, Rassismus und jede Form von 
politischem Extremismus. Er tritt rassistischen, verfassungs- und 

fremdenfeindlichen Bestrebungen sowie jeder Form von Gewalt, unabhängig 
davon, ob sie verbaler, körperlicher, seelischer oder sexualisierter Art ist, 

entgegen. 
 

Der Verein, seine Amtsträger und Mitarbeiter bekennen sich zu den 
Grundsätzen eines umfassenden Kinder- und Jugendschutzes und treten für 

die körperliche und seelische Unversehrtheit und Selbstbestimmung der 
anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. Der Verein, seine Amtsträger und 

Mitarbeiter pflegen eine Aufmerksamkeitskultur und führen Präventions- 
maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter 

Gewalt im Sport durch. 
 

Der Verein steht für Fairness und tritt für einen doping- und 
manipulationsfreien Sport ein. 

 
Der Verein fördert die Inklusion behinderter und nichtbehinderter Menschen 
und die Integration von Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt 

die Gleichstellung der Geschlechter. 
 

Der Verein verpflichtet sich zu verantwortlichem Handeln auf der Grundlage 
von Transparenz, Integrität, Partizipation und Nachhaltigkeit als Prinzipien 

einer guten Vereinsführung. 
 
 
 
 
 
 
Diese Satzung enthält bei der Bezeichnung von Personen und Funktionen aus Gründen der Lesbarkeit 
durchgängig die männliche Form. Sämtliche Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
gleichermaßen für alle Geschlechter. 
 
 
 
 
 
 
 
 



A. Allgemeines 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen Verein für Raumsport (abgekürzt VfR) Übach-Palenberg Handball.  
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Übach-Palenberg. Der Verein soll im Vereinsregister eingetragen 
werden.  Nach der Eintragung führt er den Zusatz e.V.. 
(3) Der Verein wurde im Jahr 2022, durch Abspaltung nach Umwandlungsgesetz aus dem Verein für 
Rasenspiele Übach-Palenberg e.V., gegründet. Er geht hervor aus der im Jahre 1948 gegründeten 
Feldhandballabteilung des VfR Übach-Palenberg e.V. 
(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  
(5) Der Verein ist Mitglied im Kreissportbund Heinsberg e.V.  und in den für die betriebenen 
Sportarten zuständigen Fachverbänden. 
  

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Zweck des Vereins ist die Förderung des 
Sports.  
(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch:  

• die Abhaltung von geordneten Sport- und Spielübungen,  
• die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen,  
• die Pflege und den Ausbau des Jugend-, Senioren- und Breitensports,  
• den Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleitern. 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel 
des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.  
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch  
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  
 

B. Vereinsmitgliedschaft 
 

§ 3 Mitgliedschaft 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Über den Aufnahmeantrag, der in 
Textform eingereicht werden muss, entscheidet der geschäftsführende Vorstand. Ein 
Aufnahmeanspruch besteht nicht. Der geschäftsführende Vorstand teilt dem Antragsteller die 
Ablehnung des Aufnahmeantrags in Textform mit. Die Mitteilung bedarf keiner Begründung. 
Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der Zustimmung der/ des gesetzlichen Vertreter/s, der/die mit 
dem minderjährigen Mitglied für die Entrichtung des Mitgliedsbeitrags dem Verein gegenüber 
gesamtschuldnerisch haften.  
(2) Der Verein besteht aus 
- aktiven Mitgliedern 
- passiven Mitgliedern 
- Ehrenmitgliedern. 
(3) Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Angebote des Vereins im Rahmen der 
bestehenden Ordnungen nutzen können und/oder am Spiel- bzw. 
Wettkampfbetrieb teilnehmen können. 
(4) Passive Mitglieder sind Mitglieder, die Angebote des Vereins im Rahmen der 
bestehenden Ordnungen nutzen können. Eine Teilnahme am Spiel- bzw. 
Wettkampfbetrieb ist ausgeschlossen. 
(5) Mitglieder des Vereins sind:   
• Erwachsene,  
• Jugendliche (von 14 bis 17 Jahre),  
• Kinder (unter 14 Jahre).  



(6) Zu Ehrenmitgliedern können Mitglieder aufgrund langjähriger Verdienste oder 
außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des Gesamtvorstands durch die 
Mitgliederversammlung ernannt werden.  
(7) Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, Ausschluss aus dem Verein, Streichung von der 
Mitgliederliste oder Tod des Mitglieds.  
(8) Der freiwillige Austritt muss dem geschäftsführenden Vorstand gegenüber in Textform erklärt 
werden. Er ist nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines 
jeweiligen Kalenderjahresquartals möglich. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar.   
(9) Der Ausschluss aus dem Verein kann aus wichtigem Grund erfolgen.   
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor:  
• bei grobem Verstoß gegen die Satzung,  
• wegen massiven unsportlichen Verhaltens,  
• wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Vereinslebens, wenn hierdurch die 
Interessen und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit oder vereinsintern schwerwiegend 
beeinträchtigt wird. Über einen Ausschluss entscheidet der Gesamtvorstand mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen, nachdem dem betroffenen Mitglied innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen rechtliches Gehör gewährt worden ist. Gegen den schriftlich mitgeteilten 
Ausschließungsbeschluss kann das Mitglied innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zugang 
Widerspruch einlegen. Bei Widerspruch des auszuschließenden Mitglieds entscheidet die 
Mitgliederversammlung endgültig über den Ausschluss. Ab dem Zugang des 
Ausschließungsbeschlusses ruhen sämtliche Rechte des auszuschließenden Mitglieds.   
(10) Die Streichung von der Mitgliederliste erfolgt, wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an 
die zuletzt bekannte Adresse länger als drei Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug ist.  
(11) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer seiner 
Mitgliedschaft verpflichtet am SEPA-Lastschriftverfahren für die Mitgliedsbeiträge, Gebühren und 
Umlagen teilzunehmen. Dies hat das Mitglied in der Eintrittserklärung rechtsverbindlich zu erklären. 
Das Mitglied ist verpflichtet, die gegenüber der Bank oder dem Verein erforderlichen 
Voraussetzungen für das SEPA-Lastschriftverfahren zu erfüllen. Ein Erlöschen des Bankkontos oder 
sonstige Änderungen der Bankverbindung sind dem Verein unverzüglich mitzuteilen. Andernfalls 
ersetzt das Mitglied dem Verein die dadurch entstehenden Kosten. In begründeten Einzelfällen kann 
der geschäftsführende Vorstand Ausnahmen von der Teilnahme am SEPA-Lastschriftverfahren 
zulassen.  
(12) Das Mitglied hat für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen. Weist das 
Konto zum Zeitpunkt der Abbuchung keine ausreichende Deckung auf, haftet das Mitglied dem 
Verein für sämtliche mit Beitragseinziehung oder Rücklastschriften verbundenen Kosten.  

 
 

C. Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

§ 4 Mitgliedsbeiträge, Gebühren, Umlagen 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet Beiträge zu zahlen. Es können zusätzliche Aufnahmegebühren, 
Umlagen, Gebühren für besondere Leistungen des Vereins erhoben werden. Darüber hinaus können 
Familienbeiträge festgesetzt werden. Der Familienbeitrag umfasst die Beitragsverpflichtung einer 
Familie mit minderjährigen Kindern. Heranwachsende können bis maximal zur Vollendung des 25. 
Lebensjahres zur Familie gezählt werden. 
(2) Gebühren können erhoben werden für die Finanzierung besonderer Angebote des Vereins, die 
über die allgemeinen mitgliedschaftlichen Leistungen des Vereins hinausgehen.  
(3) Umlagen können erhoben werden bei einem besonderen Finanzbedarf des Vereins, der nicht mit 
den allgemeinen Etatmitteln des Vereins gedeckt werden kann, insbesondere für die Finanzierung 
von Baumaßnahmen und Projekten. Umlagen können bis zur Höhe des Zweifachen des jährlichen 
Mitgliedsbeitrages von der Mitgliederversammlung festgesetzt werden.  



(4) Über Höhe und Fälligkeit sämtlicher Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen entscheidet der 
Gesamtvorstand durch Beschluss. Beiträge, Gebühren und Umlagen werden im SEPA-Basis-
Lastschriftverfahren eingezogen.  Das Mitglied hat für eine pünktliche Entrichtung des 
Mitgliedsbeitrages, der Gebühren und der Umlagen Sorge zu tragen.  
(5) Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen, sind dadurch 
entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu tragen. 
(6) Wenn der Beitrag im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht beim Verein eingegangen ist, befindet sich das 
Mitglied ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug. Der ausstehende Beitrag kann dann bis zu 
seinem Eingang gemäß § 288 Abs. 1 BGB mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 
BGB verzinst werden. 
(7) Fällige Beitragsforderungen können vom Verein außergerichtlich und gerichtlich geltend gemacht 
werden. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu tragen. 
(8) Der geschäftsführende Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder -
pflichten ganz oder teilweise erlassen oder stunden bzw. Mitgliedern die Teilnahme am SEPA-
Lastschriftverfahren erlassen. 
(9) Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende können vom Gesamtvorstand von der Beitragspflicht 
befreit werden. Weiteres wird durch die Ehrenordnung geregelt. 
 
 

§ 5 Rechte der Mitglieder 
(1) Allen Mitgliedern stehen das Anwesenheits-, Rede- und Antragsrecht in den 
Mitgliederversammlungen sowie das Recht auf Teilhabe an den Leistungen des Vereins, 
insbesondere der Nutzung seiner Einrichtungen, zu.  
(2) Allen Mitgliedern stehen das Stimmrecht sowie das aktive und passive Wahlrecht ab dem 
vollendeten 16. Lebensjahr zu.  
(3) Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig im Sinne 
der Regelungen des BGB gelten, können ihre Antrags- und Rederechte in der Mitgliederversammlung 
nicht persönlich, sondern nur durch ihre gesetzlichen Vertreter ausüben. Alle weiteren 
Mitgliedschaftsrechte, insbesondere die Nutzung der sportlichen Vereinsangebote, können diese 
Mitglieder persönlich ausüben. 
(4) Minderjährige Mitglieder zwischen dem vollendeten 7. und dem vollendeten 16. Lebensjahr üben 
ihre Mitgliedschaftsrechte im Verein persönlich aus. Ihre gesetzlichen Vertreter sind von der 
Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte ausgeschlossen, sind aber berechtigt, an 
Mitgliederversammlungen teilzunehmen. 
 

§ 6 Ordnungsgewalt des Vereins 
(1) Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Regelungen dieser Satzung sowie der Vereinsordnungen zu 
beachten, einzuhalten und insbesondere den Anweisungen und Entscheidungen der Vereinsorgane, 
Mitarbeiter und Übungsleiter Folge zu leisten. 
(2) Ein Verhalten eines Mitgliedes, das nach § 3 Abs. 9 dieser Satzung zum Vereinsausschluss führen 
kann, kann auch nachfolgende Vereinsstrafen nach sich ziehen: 
a) mündlicher Verweis; 
b) schriftlicher Verweis; 
c) Befristeter bis maximal zweimonatigen Ausschluss vom Trainings- und Übungsbetrieb. 
(3) Das Verfahren wird vom Gesamtvorstand eingeleitet. 
(4) Das betroffene Mitglied ist über die zu verhängende Vereinsstrafe (§6 Abs. 2 b-c) samt 
Begründung zu informieren und wird aufgefordert, innerhalb einer Frist von zwei Wochen Stellung zu 
nehmen. Nach Ablauf der Frist ist vom Gesamtvorstand unter Berücksichtigung der Stellungnahme 
des betroffenen Mitglieds mit einfacher Mehrheit über die Vereinsstrafe zu entscheiden. 
(5) Der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich mit Gründen mittels Briefs mitzuteilen. Die Vereinsstrafe 
wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam. 
(6) Dem betroffenen Mitglied steht gegen den Beschluss über die verhängte Vereinsstrafe kein 
vereinsinternes Beschwerderecht zu. Der Weg zu den ordentlichen Gerichten bleibt unberührt. 



  
D. Organe des Vereins 

§ 7 Vereinsorgane 
Organe des Vereins sind:  
1. der geschäftsführende Vorstand,  
2. Gesamtvorstand, 
3. die Mitgliederversammlung,  
4. der Jugendleitung. 
 

§ 8 geschäftsführender/ Gesamtvorstand 
(1)  Der geschäftsführende Vorstand besteht aus folgenden Personen:   
- dem Vorsitzenden,  
- dem stellv. Vorsitzenden,  
- dem Geschäftsführer,  
- dem Kassierer. 
 
Der Gesamtvorstand besteht aus: 
- den Mitgliedern des geschäftsführenden Vorstandes, 
- dem Herren-/Frauenwart (alternativ Spielwart),  
- der Jugendleitung, 
- dem Pressebeauftragten. 
Bei Bedarf können weitere Mitglieder in eine Funktion gewählt werden. 
(2) Geschäftsführender Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
Vereinssatzung in der Mitgliederversammlung gewählten Personen. Jeweils zwei Vorstandsmitglieder 
des geschäftsführenden Vorstandes sind gemeinsam zur Vertretung des Vereins berechtigt. Alle 
Vorstandsmitglieder müssen Vereinsmitglied sein. Soweit für die Wahrnehmung von 
Mitgliedschaftsrechten in Verbänden, in denen der Verein Mitglied ist, eine Delegiertenbenennung 
erforderlich ist, bestimmt der geschäftsführende Vorstand gemäß § 26 BGB anlassbezogen je 
anstehender Mitgliederversammlung die jeweils erforderliche Anzahl von Delegierten und 
Ersatzdelegierten. 
Der geschäftsführende Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung und einen 
Aufgabenverteilungsplan geben.  
(3) Der geschäftsführende Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle 
Verwaltungsaufgaben sowie alle Aufgaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz einem anderen 
Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:  

• die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,  
• die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung,  
• die Leitung der Mitgliederversammlung durch den Vorsitzenden oder einen Stellvertreter,   
• die Festsetzung der Höhe und Fälligkeit von Gebühren und Umlagen,  
• die Entscheidung über die Einrichtung einer haupt- oder nebenamtlich besetzten 

Geschäftsstelle und die Entscheidung über die Bestellung eines Geschäftsführers.   
 
(4) Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes werden für –zwei- Jahre gewählt und bleiben 
so lange im Amt, bis für die jeweilige Position ein neues Vorstandsmitglied von der 
Mitgliederversammlung gewählt wird. Die weiteren Mitglieder des Gesamtvorstandes werden analog 
(§8 Abs. 4) gewählt. 
(5) Scheidet ein Mitglied des Gesamtvorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem Amt, so kann 
sich der Gesamtvorstand aus dem Kreise der Vereinsmitglieder für den Rest der Wahlperiode selbst 
durch Zuwahl ergänzen. Das hinzu gewählte Vorstandsmitglied hat die gleichen Rechte und Pflichten 
wie alle anderen Vorstandsmitglieder.  
(6) Der Gesamtvorstand beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen in 
Sitzungen, zu denen der Vorsitzende und im Verhinderungsfalle sein Vertreter nach Bedarf in 



Textform einlädt. Im Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über 
einzelne Gegenstände im Umlaufverfahren per E-Mail erfolgt. Der Vorsitzende legt die Frist zur 
Zustimmung zu einer Beschlussvorlage im Einzelfall fest. Die Frist muss mindestens drei Tage ab 
Zugang der E-Mail-Vorlage sein. Die E-Mail-Vorlage gilt dem Vorstandsmitglied als zugegangen, wenn 
dem Absender der E-Mail die Sendebestätigung vorliegt.   
(7) Der Gesamtvorstand ist ermächtigt Satzungsänderungen durchzuführen, die vom zuständigen 
Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt zur Erlangung bzw. dem Erhalt 
der Gemeinnützigkeit gefordert werden. Die Änderungen dürfen ausschließlich den geforderten 
Bedingungen des Amtsgerichts und des Finanzamts entsprechen. Der Beschluss muss einstimmig 
herbeigeführt und die Änderungen müssen zeitnah der Mitgliederversammlung zur Kenntnis 
gegeben werden.  
 

§ 9 Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für alle Aufgaben soweit die Zuständigkeit nicht einem 
anderen Vereinsorgan zugewiesen wurde. Sie ist ausschließlich zuständig für folgende 
Angelegenheiten:  

• Entgegennahme der Berichte des Gesamtvorstand; 
• Entgegennahme der Haushaltsplanung durch den Gesamtvorstand; 
• Entgegennahme des Kassenprüfungsberichtes; 
• Entlastung des Vorstandes; 
• Wahl und Abberufung der Mitglieder des Gesamtvorstandes; 
• Wahl der Kassenprüfer und Ersatzkassenprüfer; 
• Beschlussfassung über Umlagen; 
• Änderung der Satzung und Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion des Vereins; 
• Beschlussfassung über Anträge; 

 
Die ordentliche Mitgliederversammlung soll im ersten Halbjahr eines jeden Jahres stattfinden. Eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung – für deren Berufung und Durchführung die gleichen 
Bestimmungen gelten wie für die ordentliche Mitgliederversammlung – ist einzuberufen, wenn der 
geschäftsführende Vorstand die Einberufung beschließt oder ein Drittel der Mitglieder dies in 
Textform unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom geschäftsführenden Vorstand verlangt. Die 
Mitgliederversammlung ist vom geschäftsführenden Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier 
Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung in Textform einzuberufen.  
Der Fristlauf beginnt mit Absendung der Einladung. Diese gilt als zugegangen, wenn sie an die letzte 
bekannte Adresse versandt wurde. Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
Mitgliederversammlung in Textform die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Fristgemäß gestellte 
Anträge sind nachträglich auf die Tagesordnung zu nehmen. Die Anträge müssen den Mitgliedern vor 
der Mitgliederversammlung bekannt gegeben werden. Eine Bekanntgabe ab Einreichung des 
Antrages per Aushang in der Haupt-Sportstätte oder Veröffentlichung auf der Homepage des Vereins 
ist ausreichend.  
Anträge zu Satzungsänderungen, zur Abwahl von Mitgliedern des Gesamtvorstandes oder zur 
Auflösung des Vereins, die nicht mit der Einladung zugegangen sind, können erst von der 
darauffolgenden Mitgliederversammlung beschlossen werden.   
(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem/r 
Stellvertreter/in, bei dessen Verhinderung von einem vom Gesamtvorstand bestimmten Mitglied 
geleitet. Der Versammlungsleiter übt in der Mitgliederversammlung das Hausrecht aus. Der 
Versammlungsleiter bestimmt den Fortgang der Versammlung, es sei denn die 
Mitgliederversammlung entscheidet mit einfacher Mehrheit über eine andere Reihenfolge der 
Versammlung. 
Für die Dauer der Durchführung von Vorstandswahlen wählt die Mitgliederversammlung aus ihrer 
Mitte einen Wahlausschuss, bestehend aus drei Personen.   
(3) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Sie entscheidet über die Zulassung von Gästen.  



(4) Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 16. Lebensjahres in der Mitgliederversammlung ein 
Stimmrecht und eine Stimme. Vorstandsmitglieder, die nicht zum geschäftsführenden Vorstand 
gehören, sind mit Vollendung des 16. Lebensjahres wählbar. Das Stimmrecht kann nur persönlich 
ausgeübt werden und ist nicht übertragbar. 
(5) Abstimmungen (Beschlüsse und Wahlen) werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen entschieden. Für Satzungsänderungen ist eine 2/3 Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, für die Änderung des Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins eine Mehrheit von 4/5 
der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt.  
(6) Alle Abstimmungen erfolgen offen per Handzeichen. Wenn geheime Abstimmung beantragt wird, 
entscheidet darüber die Mitgliederversammlung.  
(7) Das Versammlungsprotokoll ist vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu 
unterschreiben.  Es muss enthalten:  

• Ort und Zeit der Versammlung,  
• Name des Versammlungsleiters und des Protokollführers,  
• Zahl der erschienenen Mitglieder,  
• Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit,  
• die Tagesordnung,  
• die gestellten Anträge,  
• das Abstimmungsergebnis mit der Feststellung, ob zugestimmt oder nicht zugestimmt 

wurde,  
• die Art der Abstimmung,  
• Satzungs- und Zweckänderungsanträge in vollem Wortlaut,  
• Beschlüsse in vollem Wortlaut.  

(8) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) kann der 
geschäftsführende Vorstand nach seinem Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, dass 
die Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit an einem Versammlungsort 
teilnehmen und ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können 
oder müssen (Online-Mitgliederversammlung).    
(9) Der geschäftsführende Vorstand beschließt geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen für die Durchführung einer solchen Mitgliederversammlung, die insbesondere 
sicherstellen sollen, dass nur Vereinsmitglieder an der Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre 
Rechte wahrnehmen (z.B. mittels Zuteilung eines individuellen Logins).   
(10) Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten für Vorstandssitzungen und Vorstandsbeschlüsse 
entsprechend. 

 
E. Vereinsjugend 

§ 10 Vereinsjugend 
(1) Zur Vereinsjugend gehören alle Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18 Lebensjahres. 
Die Vereinsjugend führt und verwaltet sich im Rahmen dieser Satzung selbständig. Sie entscheidet 
über die ihr zur Verfügung gestellten Mittel in eigener Zuständigkeit. Sie kann sich eine 
Jugendordnung geben. Die Jugendordnung darf dieser Satzung nicht widersprechen. Im Zweifelsfall 
gelten die Regelungen dieser Satzung. 
(2) Organe der Vereinsjugend sind: 
a) der Jugendvorstand 
b) die Jugendversammlung 
Der/ Die Jugendleiter*in ist Mitglied des Gesamtvorstand und muss das 16.te Lebensjahr vollendet 
haben. 
 
 
 
 
 



F. Sonstige Bestimmungen 
 

§ 11 Vergütungen und Aufwendungsersatz der Organmitglieder 
(1) Der Gesamtvorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der Haushaltslage beschließen, dass Vereins- und Organämter entgeltlich auf der 
Grundlage eines Dienst- oder Arbeitsvertrages oder gegen Zahlung einer pauschalen 
Aufwandsentschädigung gem. § 3 Nr. 26 a EStG ausgeübt werden. Für die Entscheidung über 
Vertragsbeginn, Vertragsinhalte und Vertragsende ist der geschäftsführende Vorstand 
zuständig. Der geschäftsführende Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse und der Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten für den Verein gegen 
eine angemessene Vergütung oder Honorierung an Dritte vergeben. 
(2) Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist der 
geschäftsführende Vorstand ermächtigt, im Rahmen der wirtschaftlichen Verhältnisse und der 
Haushaltslage einen Geschäftsstellenleiter und/oder Mitarbeiter für die Verwaltung einzustellen. Im 
Weiteren ist nur der geschäftsführende Vorstand ermächtigt, zur Erfüllung der satzungsgemäßen 
Zwecke Verträge mit Übungsleitern abzuschließen. Das arbeitsrechtliche Direktionsrecht hat der 
Vorsitzende oder im Verhinderungsfall ein anderes Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes. 
(3) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch 
nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeiten im Auftrag des Vereins 
entstanden sind. Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. 
(4) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach 
seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die 
Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 
(5) Einzelheiten können in einer Finanzordnung geregelt werden.  
 

§ 12 Kassenprüfer 
Zwei Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
Es werden zwei weitere Ersatzkassenprüfer gewählt. Sie dürfen nicht Mitglieder des 
Gesamtvorstandes sein. Sie haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung jederzeit zu 
überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung haben sie der 
Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf die 
buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge. Sie können einmal 
wiedergewählt werden.  
 

§ 13 Vereinsordnungen 
(1) Soweit die Satzung nicht etwas Abweichendes regelt, ist der Gesamtvorstand ermächtigt durch 
Beschluss nachfolgende Ordnungen zu erlassen: 

a) Beitragsordnung 
b) Finanzordnung 
c) Geschäftsordnung 
d) Ehrenordnung 

 
(2) Die Jugendversammlung beschließt eine Jugendordnung. Diese bedarf der Genehmigung durch 
den Gesamtvorstand. 
(3) Die erlassenen Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. Sie dürfen dieser Satzung nicht 
widersprechen. Im Zweifelsfall gelten die Regelungen dieser Satzung. 
 

§ 14 Haftung 
(1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung den Ehrenamtsbetrag gem. § 
3 Nr. 26 a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und 
gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 



(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht 
fahrlässig verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von 
Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Veranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden 
nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 
 

§ 15 Datenschutz 
(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung 
der Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten und persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im 
Verein verarbeitet. 
(2) Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen 
vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 
a. das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 
b. das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 
c. das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 
d. das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO 
e. das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 
f. das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO, 
g. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 
(3) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein tätigen ist es untersagt, 
personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur Aufgabenerfüllung gehörende 
Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 
Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.  

 
G. Schlussbestimmungen 

 
§ 16 Auflösung des Vereins 

(1). Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von vier 
Fünfteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
(2). Sofern die Mitgliederversammlung nicht anderes beschließt, sind im Falle der 
Auflösung die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes die Liquidatoren des Vereins. 
(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an die Stadt Übach-Palenberg, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 
(4) Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein fällt das Vermögen nach Vereinsauflösung an den 
neu entstehenden steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den aufnehmenden steuerbegünstigten 
Verein, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu 
verwenden hat. 
 

§ 17 Inkrafttreten 
Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung, nach Abspaltung aus dem Ursprungsverein, 
am29. April 2022 in Übach-Palenberg beschlossen und tritt mit Eintragung des Vereins in das 
Vereinsregister in Kraft. 


